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Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz,
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Zypern.

63/224. Auf dem Weg zu einer neuen internationalen 
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Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung219, das Übereinkommen zur Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau220 und das
Übereinkommen über die Rechte des Kindes221, 

unter Hinweis auf die Internationale Konvention zum
Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehörigen222 und die Bitte an die Mitgliedstaaten, die
die Konvention noch nicht unterzeichnet und ratifiziert haben
beziehungsweise ihr noch nicht beigetreten sind, dies zu er-
wägen, 

sowie unter Hinweis auf die Bedeutung der Agenda für
menschenwürdige Arbeit der Internationalen Arbeitsorgani-
sation, namentlich für Wanderarbeitnehmer, und der acht
grundlegenden Übereinkommen der Internationalen Arbeits-
organisation,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 2006/2 der Kom-
mission für Bevölkerung und Entwicklung vom 10. Mai
2006223, 

eingedenk der von der Präsidentin der Generalversamm-
lung vorgelegten Zusammenfassung des Dialogs auf hoher
Ebene 2006 über internationale Migration und Entwick-
lung224, 

anerkennend, dass der Dialog auf hoher Ebene über inter-
nationale Migration und Entwicklung eine nützliche Gelegen-
heit zur konstruktiven Auseinandersetzung mit der Frage der
internationalen Migration und Entwicklung geboten und das
Bewusstsein für die Frage geschärft hat, 

sowie in Anerkennung des wichtigen Zusammenhangs
zwischen internationaler Migration und Entwicklung sowie
der Notwendigkeit, sich den Herausforderungen und Chancen
zu stellen, die sich durch die Migration für die Herkunfts-,
Transit- und Zielländer ergeben, und in der Erkenntnis, dass
die Migration für die Weltgemeinschaft mit Vorteilen wie
auch mit Herausforderungen verbunden ist, 

ferner in Anerkennung des wichtigen Entwicklungsbei-
trags, den Migranten und die Migration leisten, sowie der
vielschichtigen Wechselbeziehungen zwischen Migration
und Entwicklung, 

anerkennend, dass Überweisungsströme eine private Ka-
pitalquelle darstellen und dass Heimatüberweisungen im Lau-
fe der Zeit zugenommen haben, die inländische Ersparnis er-
gänzen und wesentlich zur Verbesserung des Wohls der Emp-
fänger beitragen, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs225; 

2. legt den Mitgliedstaaten und der internationalen Ge-
meinschaft nahe, sich um die Förderung eines ausgewogenen,
kohärenten und umfassenden Ansatzes in der Frage der inter-
nationalen Migration und Entwicklung zu bemühen, insbe-
sondere indem sie Partnerschaften aufbauen und ein koordi-
niertes Handeln gewährleisten, um Kapazitäten weiterzuent-
wickeln, namentlich für die Steuerung der Migration; 

3. betont, dass die Vorteile der internationalen Migra-
tion nur dann zum Tragen kommen, wenn die Menschenrech-
te und Grundfreiheiten aller Migranten geachtet werden; 

4. würdigt den wichtigen Beitrag, den die Migranten
und die Migration zur Entwicklung in den Herkunfts- und den
Zielländern leisten; 

5. nimmt davon Kenntnis, dass das Globale Forum über
Migration und Entwicklung, eine informelle, freiwillige, of-
fene und von den Staaten getragene Initiative, seine erste Ta-
gung vom 9. bis 11. Juli 2007 in Brüssel und seine zweite Ta-
gung vom 27. bis 30. Oktober 2008 in Manila abhielt, und
nimmt außerdem Kenntnis von dem großzügigen Angebot
der Regierung Griechenlands, die dritte Tagung des Globalen
Forums am 4. und 5. November 2009 in Athen auszurichten,
sowie von den Angeboten anderer Regierungen, spätere Ta-
gungen des Forums auszurichten; 

6. bittet die Herkunfts- und die Zielländer, im Einklang
mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen, damit die Migranten und die Migranten-
gemeinschaften leichter zur Entwicklung ihrer Herkunftslän-
der beitragen können;

7. stellt fest, dass die Mitgliedstaaten die mehrdimen-
sionalen Aspekte der internationalen Migration und Entwick-
lung weiterhin in Betracht ziehen müssen, um geeignete Mit-
tel und Wege zur Maximierung des Nutzens der Migration für
die Entwicklung und zur weitestmöglichen Verringerung ih-
rer nachteiligen Auswirkungen zu finden; 

8. erklärt erneut, dass es notwendig ist, die Vorausset-
zungen für billigere, schnellere und sicherere Heimatüber-
weisungen in den Ursprungsländern wie auch in den Empfän-
gerländern zu untersuchen und zu fördern und gegebenenfalls
entwicklungsorientierte Investitionen in den Empfängerlän-
dern durch Empfänger, die dazu willens und in der Lage sind,
zu fördern, eingedenk dessen, dass Heimatüberweisungen
nicht als Ersatz für ausländische Direktinvestitionen, öffentli-
che Entwicklungshilfe, Schuldenerleichterungen oder sonsti-
ge öffentliche Quellen der Entwicklungsfinanzierung anzuse-
hen sind; 
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9. weist erneut darauf hin, dass geprüft werden muss,


